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Vorschläge des GdW  

zum European Affordable Housing Plan  

28.05.2025 

 

 

Der GdW begrüßt den neuen Schwerpunkt „Affordable Housing“ der EU-Kommission. We-

sentlicher Bestandteil ist die Entwicklung und Umsetzung eines „European Affordable Hou-

sing Plan“ (Europäischer Plan für bezahlbaren Wohnraum). 

Der Plan für bezahlbaren Wohnraum soll u.a. strukturelle Treiber der Wohnraumkrise an-

sprechen, effektive Maßnahmen zur Unterstützung des Wohnens ermöglichen, die Baukos-

ten reduzieren und die Umweltverträglichkeit von Gebäuden verbessern.  

Der GdW unterstützt mit seiner Fachexpertise den Affordable Housing Plan mit Vorschlä-

gen, die wohnungswirtschaftliche Probleme in Deutschland verringern oder beseitigen kön-

nen. Besonderer Fokus liegt dabei auf der Balance zwischen Bezahlbarkeit und Nachhaltig-

keit, da der bestehende Zielkonflikt nicht gelöst, sondern nur ausbalanciert werden kann. 

Im Folgenden werden aus Sicht der Wohnungswirtschaft entscheidende Punkte skizziert, 

die der Affordable Housing Plan enthalten sollte. Sie sollen dabei helfen, bezahlbaren 

Wohnraum zu schaffen bzw. zu erhalten, ohne die Umweltverträglichkeit und Nachhaltig-

keit aus dem Blick zu nehmen. Im Vordergrund stehen dabei diejenigen Punkte, die der eu-

ropäische Gesetzgeber aufgrund entsprechender Kompetenzen beeinflussen kann. 

 

1 

Abkehr vom „Efficiency First Prinzip“ 

Es braucht eine Abkehr von einem “Efficiency First Prinzip”, das vom Gebäudesektor einen 

maximalen Effizienzstandard fordert. Den sozial orientierten Wohnungsunternehmen ste-

hen Investitionsmittel nur begrenzt zur Verfügung. Umso wichtiger ist eine Fokussierung 

der begrenzten Mittel auf ein positives Kosten-Nutzen-Verhältnis und möglichst große CO2-

Minderung. Deshalb empfehlen wir im Affordable Housing Plan eine Klarstellung an die 

Mitgliedsstaaten, dass der derzeitig formulierte „Efficiency First Ansatz“ entsprechend Ver-

ordnung EU 2018/1999 über das Governance-System (Art. 2 Nr. 18) die Kosteneffizienz im 

Fokus hat, es also auf ein positives Kosten-Nutzen-Verhältnis in Bezug auf Investitionskos-

ten und Effizienz ankommt. 

Bestehende Anforderungen an Neubau und Sanierung sind nicht zu erhöhen und der Fo-

kus ist auf möglichst viel CO2-Minderung pro eingesetztem EUR zu legen, bzw. auf mög-

lichst wenig Investitionen pro eingesparter Tonne CO2.  

Der Affordable Housing Plan sollte noch einmal klarstellen, dass die EPBD auf wirtschaftli-

cher Realisierbarkeit basiert, und dass mit der Umsetzung in den Mitgliedsstaaten weder 
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die Baukosten noch die Wohnkosten erhöht werden sollen. Außerdem sollte die EPBD mit 

Blick auf bezahlbares Wohnen in einigen Punkten kurzfristig angepasst werden: 

- Angesichts der immensen Bau- und Sanierungskostensteigerungen der letzten Jahre 

und unter dem Gesichtspunkt des bezahlbaren Wohnens muss die Definition der „Kos-

tenoptimalität von Anforderungen“ den Mitgliedsstaaten überlassen werden. Die Kom-

mission sollte auf die geplante delegierte Verordnung verzichten bzw. deren Anwen-

dung freiwillig stellen.  

- Auf die 10%-ige Unterschreitung des Gesamtprimärenergieverbrauchs von Nullemissi-

onsgebäuden im Vergleich zu den bestehenden Niedrigstenergiegebäuden ist zu ver-

zichten. Die bestehenden Neubauniveaus sind zur Erreichung von Klimaneutralität 

technisch ausreichend und jede Baukostensteigerung muss vermieden werden. 
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Verzicht auf Kostentreiber  

Auf weitere kostentreibende Normen und Anforderungen ist von Seiten der EU zu verzich-

ten. Der Affordable Housing Plan sollte die Aufforderung enthalten, kostenerhöhende Zu-

satz-Zertifizierungen zukünftig nicht mehr zur Voraussetzung für das Bauen oder Sanieren 

und für Förderprogramme zu machen, z.B. für Nachhaltiges Bauen, Holzbau, oder Energie- 

und Qualitätsstufen (Gold, Platin etc.). 

Es sollte weiter darauf hingewiesen werden, dass die Kostenoptimalität von Maßnahmen in 

Bezug auf Wohngebäude aus Sicht des Investierenden (selbstnutzender Eigentümer bzw. 

Vermieter) zu betrachten ist. Der Gesichtspunkt der Bezahlbarkeit muss im Vordergrund 

stehen. 

Anforderungen zur Barrierefreiheit müssen gebrauchstaugliche, d.h. mit vertretbarem Auf-

wand umsetzbare und praktikable Lösungen vorsehen. 
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Fast-Lane-Vorschlag für den Wohnungsbau 

Der GdW schlägt zusätzlich eine Fast-Lane-Regelung für den Wohnungsbau vor. Die Idee 

ist, den Rechtsgedanken eines befristeten Abwägungsvorrangs auf die Schaffung von 

Wohnraum zu übertragen, um damit zur Beschleunigung von dringend benötigten Wohn-

bauprojekten beizutragen. Die Risiken und Herausforderungen in Bezug auf den Schutz an-

derer wichtiger Belange und die soziale Gerechtigkeit müssen hierbei abgewogen werden. 

Eine solche Regelung kann jedoch sehr sorgfältig konzipiert, zeitlich begrenzt und auf klar 

definierte Gebiete und Arten von Wohnraum beschränkt werden, um verfassungsrechtli-

chen Bedenken zu begegnen und unerwünschte Nebenwirkungen zu minimieren. Ange-

sichts des bestehenden Abwägungsvorrangs für Windräder zur Förderung der erneuerba-

ren Energien oder in Deutschland auch für Ladeinfrastruktur, erscheint eine solche Rege-

lung für bezahlbares Wohnen geradezu geboten. Zudem ist dies ist der einzige Weg zur 

schnellen Zielerreichung, da es in halbwegs akzeptabler Zeit ansonsten nie gelingen wird, 
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zahlreiche Einzelgesetze für einen Wohnungsbau-Turbo entsprechend anzupassen. Der 

Rechtsgedanke des Abwägungsvorrangs hat sich auf Ebene der EU bereits in der Notfallver-

ordnung für den beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien bewährt. 
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Gesamtwohnkosten in den Fokus rücken, Quartiere und Flottenverbrauch berück-

sichtigen  

Der Affordable Housing Plan sollte klarstellen, dass bei allen Maßnahmen die gesamten 

Wohnkosten zu betrachten sind, nicht nur die Energiekosten. Wenn der Aufwand, Energie-

verbrauch und Energiekosten zu reduzieren, höher ist als der Nutzen, wird zwar Energiear-

mut beseitigt, es entsteht aber Wohnkostenarmut – die Haushalte bekommen Schwierig-

keiten, ihre gesamten Wohnkosten zu bezahlen. 

Quartiersbetrachtungen müssen Einzelgebäudebetrachtungen ersetzen dürfen und Vor-

rang dort erhalten können, wo sie möglich sind. Für Bestandshalter von Portfolien müssen 

alternativ Flottenverbräuche zulässig sein, deren Einhaltung im Rahmen der Wirtschafts-

prüfung belegt werden kann. 

Vermietern ist zu ermöglichen, im Namen ihrer Mieter Erneuerbare Energien-Gemeinschaf-

ten zu betreiben bzw. sich diesen anzuschließen. 

Die Verpflichtung zur Interoperabilität aller Daten im Bereich Heizung und Warmwasserbe-

reitung sollte ausgesprochen werden, z.B. müssen digitale Steuerungssysteme für die Wär-

meverteilung und -übergabe auf die Daten der Wärmeerzeuger (wie Wärmepumpen und 

Fernwärmeübergabestationen) zugreifen können. Das Schlüsselmaterial ist dem Gebäude-

eigentümer kostenfrei zur Verfügung zu stellen. 
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Sonstige Ausrichtung des regulatorischen Rahmens auf „Affordable Housing“  

5.1 

Klimaschutz 

Die bestehenden Richtlinien EPBD, EED und RED dürfen nicht erneut überarbeitet werden, 

bevor nicht praktische Erfahrungen mit der Umsetzung aus den Mitgliedsstaaten vorliegen. 

Der Affordable Housing Plan sollte vorsehen, dass keine weiteren Maßnahmen bzw. keine 

weitere Regulierung geplant oder angekündigt wird, die zusätzliche Investitionen und da-

mit Kosten auslöst. 

Taxonomieanforderungen und EPBD sind kompatibel zu machen: der Fokus ist entspre-

chend EPBD auf die energetische Verbesserung von Worst Performing Buildings zu legen, 

und nicht (wie aktuell in der Taxonomie) auf die Erreichung von energetischer Spitzenper-

formance. Die „do no significant harm“-Kriterien (DNSH) sind zu reduzieren und zu verein-

fachen. Außerdem muss sowohl in der EPBD als auch der Taxonomie im Neubau davon 
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Abstand genommen werden, den nationalen Niedrigstenergiestandard um 10% zu unter-

schreiten. Das verteuert das Bauen und Wohnen. 

 

5.2 

Weiteres 

Der Affordable Housing Plan sollte in allen Bereichen, wie Unterstützung, Beihilfefragen, 

Beschaffung, auf Housing-fremde Kriterien verzichten. Es wird mit wenigen (normalen) 

Mindestanforderungen gearbeitet. 

Für Rahmenvereinbarungen, die die Errichtung von Wohnraum zum Gegenstand haben, ist 

auf den Mini-Wettbewerb zu verzichten, um der überragenden Bedeutung, die der Errich-

tung von Wohnraum zukommt, Rechnung zu tragen. 

Europäische Regelungen, wie zum Beispiel der DAWI-Freistellungsbeschluss, dürfen nicht 

zu eng gefasst sein und müssen generell bezahlbaren Wohnraum in den Blick nehmen. 

5.3 

Steuerliche Rahmenbedingungen 

Die von der MwStSystRL geschaffenen Möglichkeiten, einen Steuersatz von <5% bzw. eine 

Steuerbefreiung mit Vorsteuerabzug für Umsätze in Bezug auf Wohnungen vorzusehen, 

dürfen nicht auf den sozialen Wohnungsbau beschränkt sein, sondern müssen auf den 

Wohnungsbau ganz allgemein ausgeweitet werden. Der Wohnungsmarkt muss insgesamt 

entlastet werden, was im Ergebnis auch der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum zu-

gutekommt. 

5.4 

KMU-Definition 

Über 90 % der kommunalen Wohnungsunternehmen sind in ihrer Rechtsform GmbHs und 

werden aktuell aus rechtlicher Sicht wie private Unternehmen behandelt und können die 

für KMU geltenden Bestimmungen nicht nutzen. Daher müssen auch diejenigen kleinen 

und mittleren Wohnungsunternehmen in Deutschland, die sich zu mindestens 25 % in öf-

fentlicher Hand befinden (kommunale Wohnungsunternehmen), künftig unter die europäi-

sche Definition als KMU fallen. 

 

Best Practice-Beispiele: 

- Smartes Quartier Jena-Lobeda 

- https://www.bezahlbarbauen.hamburg/ 

- https://www.serieller-wohnungsbau.de/  

- https://www.initiativepraxispfad.de/  

 


